
Erneuerbare Energien wurden in 
den letzten zwölf Jahren in Hessen 
stiefmütterlich behandelt. Wäh-
rend andere Bundesländer die En-
ergiewende einleiteten, setzte die 
schwarz-gelbe Landesregierung 
allein auf das Atomkraftwerk in 
Biblis. Das ist jetzt endlich abge-
schaltet. Durch die Blockade der 
Energiewende durch Schwarz-
Gelb ist Hessen jetzt zu dem Bun-
desland geworden, das den größten 
Anteil des Stromverbrauchs aus ande-
ren Bundesländern importieren muss. 
Aus seiner Ratlosigkeit versuchte Mini-
sterpräsident Bouffier eine Tugend zu 
machen und berief einen Energiegipfel 
ein, dem Regierung, Opposition, Kom-
munen, Umweltverbände, Energiever-
sorger, Wirtschaft und Gewerkschaften 

angehörten. In vier Arbeitsgruppen und 
dem Gipfel selbst ergaben sich folgende 
Vorschläge:

Windkraft
Die Energiewende ist ohne einen deut-
lichen Ausbau der Windkraft nicht zu 
schaffen. Die Windkraft ist die leistungs-
fähigste und, wenn sie im Binnenland 

und nicht ‚offshore‘ installiert 
wird, auch die kostengünstigste 
der erneuerbaren Energien. Wir 
begrüßen daher die im Bericht des 
Energiegipfels genannten zwei  
Prozent der Landesfläche als Vor-
rangfläche für die Windkraft. Jetzt 
erwarten wir, dass dieses Ziel so 
schnell wie möglich im Landesent-
wicklungsplan des Landes veran-
kert wird und dann auf Ebene der 

Regionalversammlungen bzw. im Regio-
nalverband Frankfurt/Rhein-Main in die 
konkrete Umsetzung gehen kann. Auf 
Worte müssen Taten folgen, nur kon-
sequentes Vorgehen führt jetzt zu einer 
echten Energiewende.
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Energiewende für Hessen

Flughafenausbau ruiniert die Lebensqualität 
Für ein dauerhaftes Nachtflugverbot und besseren Lärmschutz
Die neue Landebahn Nordwest ist seit 
dem 21. Oktober grausame Realität. 
Was die Luftfahrtbranche geradezu 
verzückt, treibt gleichzeitig tausende 
Menschen in Offenbach und im Frank-
furter Süden ebenso wie in Hochheim , 
Flörsheim und anderswo in die schiere 
Verzweiflung; nimmt diese neuerliche 
Erweiterung des Flughafens uns allen 
doch ein Stück unserer Heimat einfach 
weg. Ärger, Empörung und Wut werden 
deshalb zu Recht lautstark geäußert, 

Proteste und demonstrative Aktionen 
zeigen die Entschlossenheit der Men-
schen, sich gegen diesen Angriff auf ihre 
Lebensqualität wehren zu wollen. 

ÄRGER IST VERSTÄNDLICH
Wir GRÜNE haben uns von Anfang an 
gegen den Flughafenausbau engagiert 
und mit politischen Mitteln gegen die-
sen Irrsinn gekämpft; auch wenn unser 
Bemühen aktuell  erst einmal vergebens 
erscheint, werden wir unser Engage-
ment weiter verstärken, denn wir kön-
nen den Ärger sehr gut verstehen. Die 
Forderungen der kritischen Bürgerinnen 
und Bürger sind in vielen wesentlichen 
inhaltlichen Punkten auch die unseren. 
Die Fluglärmbelastung im Rhein-Main 
Gebiet ist im Laufe der Zeit immer grö-
ßer geworden. Sie hatte bereits seit dem 

10. März 2011 eine erhebliche Ausdeh-
nung erfahren. Seit der Inbetriebnahme 
der neuen Landebahn am 21. Oktober 
erleben wir jetzt aber eine weitere von 
vielen nicht für möglich gehaltene Stei-
gerung der Belastungen. 

Keine vorläufige Nachtruhe
Aktuell ist es dabei nur ein schwacher 
Trost, dass zumindest auf absehbare Zeit 
durch den Beschluss des Hessischen Ver-
waltungsgerichtshofs vom 10. Oktober 
in der Mediationsnacht (23.00 bis 5.00 
Uhr) nunmehr ein Flugverbot herrscht. 
Diese Ruhepause ist nämlich an sich 
schon zu kurz; durch Ausnahmerege-
lungen für Verspätungen werden es fak-
tisch wohl nur knapp fünf Stunden Zeit 
zum Schlafen ohne Fluglärm sein. 
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Gemeindeordnung
Die Energiewende wird ohne Beteili-
gung der Kommunen nicht möglich 
sein, da die großen Energiekonzerne 

kein Interesse an 
ihr haben. Deshalb 
brauchen wir in der 
Hessischen Gemein-
deordnung (HGO) 
eine Möglichkeit zu 
einer wirtschaftlichen 

Betätigung der Kommunen in diesem 
Bereich. Angesichts der jetzigen Struk-
turen im Energiebereich führt das übri-
gens zu mehr und nicht etwa weniger 
Wettbewerb. Und diese Änderung der 
HGO darf nicht dazu führen, dass Kom-
munen, die sich bereits jetzt wirtschaft-
lich betätigen oder solche, die es gera-
de anfangen wollen, schlechter gestellt 
werden als zuvor. Die Akzeptanz für ein 
Windrad steigt dann, wenn der Ertrag 
nicht in die Kassen von Großkonzernen 
gespült wird, sondern der Gemeinde 
und den Bürgerinnen und Bürgern er-
halten bleibt.
Nachdem wir uns auf dem Energiegipfel 

mit den Vertretern der Regierung auf ei-
nen Kompromiss geeinigt hatten, der die 
wirtschaftlichen Möglichkeiten der Ge-
meinden der Energiewirtschaft verbes-
sert hätte, stellt sich jetzt insbesondere 
die FDP quer und behindert die nötigen 
Änderungen. An diesem Punkt müssen 
und werden wir weiter dranbleiben und 
uns gegen die Neoliberalen stellen, die 
ohne jede Sachkenntnis ideologischen 
Unsinn zum Schutz der Großkonzerne 
vertreten. 

Fossile Kapazitäten 
Der Neubau von Kohlekraftwerken ist 
nach unserer festen Überzeugung en-
ergiepolitisch unsinnig, wirtschaftlich 
nicht darstellbar und klimapolitisch nicht 
zu verantworten. In einer Energieland-
schaft, in der die erneuerbaren Energien 
einen immer größeren Anteil an der 
Stromerzeugung liefern werden, ist die 
Investition in ein neues Kohlekraftwerk 
angesichts immer geringer werdender 
Zeiten, in denen dieses überhaupt Strom 
produzieren kann, betriebswirtschaft-
lich falsch. Moderne Gaskraftwerke sind 
nicht nur wegen der geringeren Investi-
tionskosten, sondern auch technisch viel 

geeignetere Lösungen, um in der Über-
gangsphase des Ausbaus der erneuer-
baren Energien und des Ausbaus von 
Speichermöglichkeiten für die nötige 
Regelenergie und die nötige gesicherte 
Leistung zu sorgen. Im Abschlussbericht 
des Energiegipfels werden Kohlekraft-
werke jetzt als „Brücke“ bezeichnet – 
das bedeutet für uns, dass bestehende 
Kraftwerke als „Brücke“ weiter genutzt 
werden, das andere Ufer aber im Lauf-
schritt erreicht werden soll. Neubauten 
von Kohlekraftwerken lehnen wir ab – 
sie sind schlicht nicht nötig.
Die Energiewende ist eine Mammutauf-
gabe, in der aber unglaubliche Chancen 
liegen. Die letzten Jahre waren verlorene 
Jahre in der hessischen Energiepolitik. 
Wenn wir diese Versäumnisse aufholen 
wollen, dürfen wir jetzt keine Zeit ver-
lieren. Eines haben die Erfahrungen im 
Energiegipfel aber gezeigt: Wir würden 
es schneller und besser hinbekommen!

Fraktionsvorsitzender

Weitere Informationen und Kontakt:
http://gruenlink.de/2g2

Tarek Al-Wazir

BUNT ABER UNGESUND
Kinder besser vor belastetem Spielzeug schützen

Den hessischen Wäldern geht es 
schlecht. Das ist die bittere Erkenntnis 
des diesjährigen Waldschadensberichts. 
Und es ist ein Beleg für die Konzeptlo-
sigkeit der Landesregierung in der Forst-
politik. Der Waldschadensbericht zeigt, 
dass die hessischen Wälder nach wie vor 
stark geschädigt sind und in Teilen des 
Landes ein neues Waldsterben droht. 
Hauptprobleme sind niedrige Grund-
wasserspiegel und hohe Emissionsbela-
stungen.
Vor allem im Hessischen Ried ist die 
Lage dramatisch. In dieser Region droht 
ein großflächiges Waldsterben, vor 
allem da der Grundwasserspiegel zu 
weit abgesunken ist. Klimaveränderung, 
hohe Schadstoffbelastung und hoher 
Schädlingsdruck tun ihr Übriges. Wenn 

jetzt nicht die richtigen Maßnahmen ge-
troffen werden, wird hier der Wald auf 
tausenden Hektar absterben. 
Es ist das gleiche Spiel jedes Jahr: Der 
Waldschadensbericht wird vorgestellt, 
was aber fehlt, ist die Vorstellung wirk-
samer Maßnahmen gegen diese dro-
hende ökologische Katastrophe. Die 

von Ministerin Puttrich erwähnten 
Pflanzungen sind wirkungslos, solange 
die Ursachen für das Waldsterben nicht 
angegangen werden.

Der Landesregierung fehlt in der Forst-
politik noch immer ein Gesamtkonzept 
zur Förderung der Gesundheit unserer 
Wälder. Die eigentlichen Ursachen für 
den kritischen Zustand insbesondere 
in Ballungsgebieten werden unter den 
Teppich gekehrt. Die Sanierung un-
serer Wälder muss weg von der Sym-
ptombekämpfung und in einem größe-
ren Kontext gesehen werden. So setzt 
Schwarz-Gelb beispielsweise in der Ver-
kehrspolitik weiter auf Individualverkehr 
und versäumt es, Maßnahmen zur Ver-
minderung des Schadstoffeintrages zu 
ergreifen. Diese Politik schlägt sich jetzt 
im Zustand der Wälder nieder.

Weitere Informationen und Kontakt:
http://gruenlink.de/2g3

WALDSTERBEN - WEG VON SYMPTOMBEKÄMPFUNG

Die Idylle der hessischen Wälder ist in Gefahr
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Obwohl viele Menschen schon darüber 
froh sind, kann das ganz gewiss noch 
lange nicht das Ende der Lärmminde-
rung gewesen sein, die wir zum Erhalt 
der Lebensqualität dringend brauchen. 
Hinzu kommt, dass eine endgültige Re-
gelung für die Nachtruhe ja auch noch 
aussteht und erst noch gegen das Bünd-
nis von Landesregierung und Lufthansa 
erstritten werden muss. Obwohl jahre-
lang von den Ausbaubefürwortern wie 
CDU und FDP das Nachtflugverbot im-
mer wieder versprochen wurde, kämpft 
jetzt ihre eigene Regierung vor dem 
Bundesverwaltungsgericht darum, das 
eigene Versprechen nicht einhalten zu 
müssen. Wie glaubwürdig es ist, wenn 
man das Nachtflugverbot vor Gericht zu 
Fall bringen will und zeitgleich öffent-
lich mehr 
S c h u t z 
vor Flug-
lärm verspricht, mag 
jede/r selbst beurteilen; Akti-
vitäten wie die von Ver-
kehrsminister 
Posch (FDP) 
jetzt ins Leben 
gerufene „Task-
force gegen den Flug-
lärm“ erweisen sich damit eindeutig als 
wirkungslose Alibiveranstaltungen, die 
obendrein noch viel zu spät kommen. 

Scheinaktivitäten
Ganz besonders zugunsten derjenigen 
Menschen, die durch die neue Lande-
bahn direkt unter die Endanflugrou-
te geraten sind, sehen wir dringenden 
Handlungsbedarf. Wir sehen etliche 
Möglichkeiten der Exekutive, besseren 
Lärmschutz wirksam durchzusetzen: 
Veränderungen in den Start- und Lan-
deverfahren wie z. B. das CDA-Verfah-
ren sowie eine deutliche Erhöhung der 
Landegebühren für Krachmacher sind 
Vorschläge, die der Umsetzung harren 
aber bislang durch Widerstände aus der 
Luftverkehrswirtschaft blockiert wer-

den. Jedenfalls konnten 
wir weder seitens des 
Flughafens noch der 
Landesregierung bis-
lang Taten zu wirk-
samer Fluglärmmin-
derung registrieren, 
sondern lediglich An-
kündigungen vernehmen 
vor allem über die Gründung 
etlicher neuer Expertenrunden, die sich 
irgendwann treffen werden. 

Falsche ENTSCHEIDUNGEN 
VON CDU, SPD UND FDP AUF 
LANDESEBENE
Wunder an Lärmminderung kann man 
allerdings nicht erwarten, je näher man 

der neuen Landebahn 
kommt, wo Varianten der 
Routen- und Höhenfüh-

rung kaum mehr möglich 
sind. Letztlich ist nämlich die 

neuerliche Verlärmung im Main-
Taunus-Kreis und im Frankfurter 
Süden eine direkte Folge der fal-
schen Entscheidung für die neue 
Nordwest - Landebahn, die seiner-
zeit unisono von CDU, FDP und 
SPD auf Landesebene getroffen 
wurde. Wenn jetzt endlich auch 
bei CDU, SPD und FDP die Folgen 

dieser Fehlentscheidung immer-
hin erkannt werden, also diejenigen 

Parteien jetzt nach Abhilfe gegen den 
Lärmterror rufen, die die Lärmsteige-
rung durch den Ausbau letztlich selbst 
verursacht haben, begrüßen wir diesen 
Meinungswandel sehr, zweifeln aber am 
realen Umsetzungswillen.
Gemeinsam müssen wir allen Entschei-
dungsträgern klar machen, dass wir die 
Situation wie sie sich derzeit darstellt 
nicht akzeptieren wollen. Denn was der-
zeit an Fluglärm in Sachsenhausen und 
Niederrad wahrgenommen wird, ent-
spricht der Lärmbelastung, die bezogen 
auf die Südbahn schon lange aus dem 
Bereich westlich des Bahnhofs Neu-
Isenburg bekannt ist – mit dem entschei-
denden Unterschied, dass dort im Wald 

kein Mensch wohnt. Für die Betrof-
fenen Bürgerinnen und Bürger 

ist das unerträglich. 

Flugsicherung 
Die gegenwärtige Fluglärm-
belastung hat ihre Ursache 

auch darin, dass die Flugsi-
cherung (DFS) den Lärmschutz 

der Bevölkerung nur nachrangig zu 
berücksichtigen hat. Wir GRÜNE wol-
len dass dies rasch anders wird und für 
die Flugsicherung ein Gebot der kon-
kreten Minimierung des Fluglärms gilt. 
Wir fordern deshalb den Lärmschutz als 
Arbeitsvorgabe gleichrangig mit der Si-
cherheit des Flugverkehrs vor allen an-
deren möglicherweise konkurrierenden 
Interessen gesetzlich zu definieren. 
Dann wäre endlich eine Optimierung 
des Flugverkehrs unter dem Gesichts-
punkt des Lärmschutzes rechtlich 
zwingend und könnte auch gerichtlich 
kontrolliert werden. Auch wollen wir 
GRÜNE gesetzlich regeln, dass wesent-
liche Änderungen der Flugrouten, von 
denen tausende Menschen betroffen 
sind, nicht länger im Verborgenen, son-
dern nur nach breiter Beteiligung der 
Öffentlichkeit vorgenommen werden 
dürfen. Nach den Erfahrungen dieses 
Jahres hat sich eine öffentliche Kontrolle 
der DFS als dringend nötig erwiesen.

Engagement ist nötig
Wir GRÜNE werden es nicht allein 
schaffen – selbst wenn wir noch mehr 
Zustimmung bei Wahlen erfahren. Bür-
gerinnen und Bürger können – ja sollten 
– sich direkt in örtlichen Bürgerinitiati-
ven engagieren, dort mitmachen und 
dafür eintreten, dass beim Schutz vor 
Fluglärm den Belangen der Menschen 
klar Vorrang vor den Interesen der Luft-
verkehrswirtschaft eingeräumt wird. 
Nur gemeinsam wird uns dies gelingen!

Weitere Informationen und Kontakt: 
http://gruenlink.de/2fr
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Hessen braucht dringend einen mo-
dernen Verbraucherschutz. Bisher be-
schränkt sich die Verbraucherpolitik 
vor allem auf traditionelle Bereiche 
wie Lebensmittelsicherheit oder 
schadstofffreies Spielzeug. Diese 
Bereiche sind zweifelsfrei wich-
tig, reichen aber nicht mehr aus. 
Moderner Verbraucherschutz hat 
Antworten auf die wachsende 
Produktvielfalt, liberalisierte Märk-
te und das digitale Zeitalter – und 
vergisst dabei die traditionellen 
Bereiche nicht. Wir GRÜNE haben 
ein Konzept vorgestellt, wie der 
Verbraucherschutz in Hessen mo-
dernisiert werden kann.

Konkret werden
Beispiel Finanzmarkt: Die Finanzkri-
se hat deutlich gemacht, wie wichtig 
transparente Finanzprodukte und eine 
funktionierende Finanzkontrolle für 
unser Wirtschafts- und Finanzsystem 
sind. Wir fordern internationale gel-
tende Standards für Börsengeschäf-
te und eine stärkere Verankerung von 
Verbraucherschutz bei Banken und Fi-
nanzdienstleistern. In kommunaler und 
landespolitischer Verantwortung wollen 
wir die vorhandenen Möglichkeiten in 
den Verwaltungsräten der Sparkassen 
nutzen. Sparkassen sollen provisionsun-
abhängige Beratung anbieten und Zins-
senkungen in angemessenem Maße an 
Verbraucherinnen und Verbraucher wei-
ter geben.

RFID-Technologie
Beispiel Radiofrequenz Identifikation 
(RFID-Technologie): Diese neue In-
formationstechnologie bringt sowohl 
Chancen für die schnelle Kommunikati-
on als auch Risiken für die Persönlich-
keitsrechte. Wir fordern, dass im Sinne 
eines verbraucherfreundlichen Einsatzes 
ein Datenschutzkonzept vorgelegt und 
die Einhaltung durch den Landesdaten-
schutz kontrolliert werden muss. Beim 

Einsatz von RFID im Einzelhandel muss 
es eine verbindliche Kennzeichnung, In-
formation und Deaktivierungsmöglich-
keiten der Chips geben.

Borderline-Produkte
Beispiel Borderline-Produkte: Seit ei-
nigen Jahren kommen immer stärker 
so genannte Borderline-Produkte, also 
Grenzprodukte zwischen Nahrungs-
mitteln, Kosmetika und Arzneimitteln, 
auf den Markt. Gerade so genannte 
Gesundheitsprodukte wie Schlankheits- 
und Anti-Aging-Mittel müssen stärker 
kontrolliert werden. Da diese in den 
Graubereich des Internets abwandern, 
brauchen wir gerade im Internet eine 
effiziente Kontrolle durch den behörd-
lichen Verbraucherschutz und die Ge-
sundheitsbehörden. Außerdem muss es 
auch bei diesen Produkten eine Deklara-
tionspflicht von Risiken und Nebenwir-
kungen geben.

Lebensmittel
Beispiel Lebensmittel: Die Lebensmit-
telskandale der letzten Jahre haben 
nach unserer Auffassung gezeigt, dass 
das derzeitige Qualitätsmanagement 
der Landesregierung nicht ausreicht, um 
wirksam vor Gammelfleisch oder Dioxin 
im Essen zu schützen. Die Kommunali-
sierung des behördlichen Verbraucher-
schutzes führte zu großen regionalen 
Unterschieden in der Ausstattung und 
Qualität. Nur ein Bruchteil der Betriebe 

wird kontrolliert und die Zahl der Kont-
rollen sinkt seit Jahren. Deshalb braucht 
Hessen eine finanzielle und personelle 
Stärkung der amtlichen Lebensmittel-

kontrolle.

Kompetenz stärken
Diese Beispiele zeigen: Wir müssen 
die Kompetenz der Verbraucherin-
nen und Verbraucher so stärken, 
dass sie ihr Leben genussvoll, selbst-
bewusst und selbstbestimmt ge-
stalten können. Verbraucherschutz 
soll zu einem selbstverständlichen 
Bürgerrecht werden. Gleichzeitig 
müssen sich Verbraucherinnen und 
Verbrauchern auch ihrer eigenen 

Verantwortung bewusst werden. 
Bei der Beschaffung von Informationen 
gibt es keine Chancengleichheit. Ob bei 
der Suche nach der richtigen Versiche-
rung oder dem Studieren der Inhaltsstof-
fe bei Nahrungsmitteln: Vieles erreicht 
nur einen geringen Teil der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. Deshalb muss 
die professionelle Verbraucherberatung 
stärker vor Ort aktiv werden; in Kin-
dertagesstätten, Schulen, Gemeinde-
häusern, Stadtteilen, Volkshochschulen, 
Seniorenheimen und Betrieben.

Regierung ohne Strategie
Bisher zeichnet sich die Verbraucher-
schutzpolitik in Hessen weitgehend 
durch die Beschreibung des Status Quo 
aus, eine umfassende Strategie der Lan-
desregierung fehlt. Auch wenn die Mi-
nisterin im kürzlich vorgestellten Zwölf-
Punkte-Plan erstmals auch weitere 
Felder neben dem Lebensmittelbereich 
nennt, bleibt sie bei den wesentlichen 
Fragen unkonkret, konzeptionslos und 
ideenlos. Trotz der steigenden Heraus-
forderungen im Verbraucherschutz gibt 
es keine finanzielle Stärkung.

Weitere Informationen und Kontakt:
http://gruenlink.de/53u
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GRÜNE VERBRAUCHERSCHUTZPOLITIK

Die Macht der Verbraucher ist nicht zu unterschätzen 
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Der Atomausstieg ist geschafft, aber zu 
einer echten Energiewende gehört sehr 
viel mehr. Bereits im März haben wir 
GRÜNE ein aktualisiertes Stromkonzept 
vorgestellt, im November dann einen 
weiteren Baustein: ein Wärmekonzept 
für Hessen.
Unser Konzept zeigt: Bis zum Jahr 2030 
ist eine Verringerung des Energiever-
brauchs zur Wärmeerzeugung um rund 
36 Prozent  und eine Steigerung des An-
teils der erneuerbaren Energien von 6,4 
Prozent auf rund 33 Prozent möglich. In 
das Konzept einbezogen wurden Haus-
halte, Gewerbe, Handel, Dienstleistung 
und Industrie. Die von uns vorgeschlage-
nen Maßnahmen würden bis 2030 den 
Wärmeverbrauch in Hessen von rund 
88 Terawattstunden auf ca. 57 Tera-
wattstunden verringern. Der Anteil der 
erneuerbaren Energien würde im selben 
Zeitraum von 5,7 Terawattstunden auf 
18,9 Terawattstunden ansteigen.
Die Umsetzung unserer Vorschläge wür-
de nicht nur einen Beitrag zum Klima-
schutz leisten, sondern ist für die energe-
tische Modernisierung Hessens genauso 
wichtig wie als Investitionsprogramm 
für das hessische Handwerk. Wärme-
energie, die sich von Heizungswärme für 
Haushalte  bis zur Prozesswärme für die  
Industrie erstreckt, ist für ca. 45 Prozent 
der CO2-Emissionen in Hessen verant-
wortlich. Ein durchschnittlicher Haushalt 
verbraucht mit 85 Prozent den größten 
Teil der Energie für Wärme. Diese Zah-
len zeigen, wie wichtig Einsparungen in 

diesem Bereich sind und welches Poten-
tial für die Energiewende hier liegt. 

Wohngebäude
Bei bestehenden Wohnhäusern, die vor 
der ersten Wärmeschutzverordnung 
1978 gebaut wurden, soll die Sanie-
rungsquote von bisher 1,1 Prozent auf 
3 Prozent pro Jahr erhöht werden. Hier 
beträgt das Einsparpotenzial bis zum 
Jahr 2030 rund 38 Prozent. Um diesen 
Prozess anzukurbeln, muss es auch vom 
Land eine finanzielle Förderung für Sa-
nierungsmaßnahmen geben. Außerdem 
muss die Beratung auf allen Ebenen 
dringend verbessert werden, um die auf-
grund der hohen Komplexität der Maß-
nahmen hohen Hürden zu verringern. 
Neubauten sollten in Zukunft  entweder 
als Passiv- oder Niedrigstenergiehäuser 
errichtet werden. 

Gewerbe, Handel, Dienst-
leistungen und Industrie
Im Bereich von Gewerbe, Handel und 
öffentlichen Einrichtungen gibt es hohe 
Einsparpotenziale beim Heizen. Durch 
eine Kombination von Gebäudedäm-
mung und effizienzsteigender Maßnah-
men bei der Heizung und Warmwas-

serbereitung ergibt sich bis 2030 ein 
Einsparpotenzial von 39 Prozent.
In der Industrie ergeben sich besonders 
durch den Einbau neuer, energieeffizien-
terer Produktionsanlagen Einsparpoten-
ziale. Durch Erfassung der Einsparpoten-
ziale, einer betrieblichen Optimierung 
und Energiemanagementsysteme sind 
bis zum Jahr 2030 Einsparungen von 
rund 28 Prozent möglich.

erneuerbare Energien
Die Solarenergie kann wie schon bei der 
Strom- auch zur Wärmeerzeugung ge-
nutzt werden. So können Solarkollekto-
ren zur Warmwasserbereitung und Hei-
zungsunterstützung in Haushalten oder 
zur Bereitstellung von Prozesswärme für 
die Industrie dienen. Die Solarthermie 
kann bis zum Jahr 2030 rund 10 Prozent 
des Wärmeverbrauchs decken.
Durch eine verbesserte Technik kann 
die Biomasse mit 18 Prozent den größ-
ten Anteil der erneuerbaren Energien an 
der Wärmeerzeugung bis 2030 aufbrin-
gen. Es sollte grundsätzlich auf höchste 
Effizienz und einen nachhaltigen und 
naturverträglichen Anbau der Biomasse 
geachtet werden.
Die Energiewende ist möglich. Das Wär-
mekonzept ist ein entscheidender Teil, 
dass diese gelingt. Von der Umsetzung 
würden alle profitieren: Das Klima, die 
Bürgerinnen und Bürger, weil ihnen 
die Energiekosten nicht davonlaufen, 
das Handwerk würde einen weiteren 
Aufschwung erleben und die Industrie 
könnte eine Vorreiterrolle bei effizien-
ter Energienutzung einnehmen, die sehr 
bald weltweit gefragt sein wird. Um 
eine nachhaltige Energiewende zu er-
reichen sind aber auch andere Schritte 
notwendig: Ein Kurswechsel auch in der 
Verkehrspolitik. Daher arbeiten wir jetzt 
an einem Verkehrskonzept für Hessen, 
das die Konzepte für Wärme und Strom 
ergänzen soll. 
Weitere Informationen und Kontakt:

http://gruenlink.de/2sx

Wärmekonzept für Hessen

Vwww.gruene-hessen.de
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Wärmedämmung ist ein wichtiger Faktor
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KONZEPTE FÜR HESSEN?
Hessen braucht neue Antworten auf die wichtigen gesellschaftlichen Fragen un-
serer Zeit. DIE GRÜNEN wollen Alternativen zur schwarz-gelben Politik aufzeigen 
und Antworten geben: mit innovativen, manchmal auch provokanten und für die 
Gesellschaft relevanten Konzepten.

Mit neuen Konzepten bekräftigen wir unseren selbstbewussten Anspruch, die 
ökologische, soziale und progressive Kraft der Linken Mitte zu werden. Es ist Zeit 
für GRÜNE Konzepte, um Hessen fit für die Zukunft zu machen. 

Unsere Maxime lautet deshalb: Konzepte für Hessen – Mit GRÜN geht’s besser!

Tarek Al-Wazir - Fraktionsvorsitzender

http://www.gruene-hessen.de/themen/integration-und-migration/
http://www.gruene-hessen.de
http://www.gruene-hessen.de/landtag/konzepte-fuer-hessen/
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Der Austausch des Staatssekretärs war 
als Befreiungsschlag gedacht, aber die 
Demontage von Kultusministerin Henz-
ler aus den eigenen Reihen geht munter 
weiter. Unser Bildungspolitischer Spre-
cher, Mathias Wagner, sieht es so: „In 
Bezug auf Kultusministerin Henzler gibt 
es im Landtag mittlerweile fünf Oppo-

sitionsfraktionen. Und es ist wirklich 
eine Herausforderung gegenüber Herrn 
Irmer von der CDU die Oppositions-
führerschaft zu behalten“. Es gibt aber 
Unterschiede innerhalb der Oppositi-
onsfraktionen: SPD und GRÜNE wollen, 
dass sich bildungspolitisch tatsächlich 
etwas ändert. Die CDU leidet unter der 
schlechten Umsetzung ihrer Politik. Die 
FDP hält ihre Ministerin für ungeeignet, 
kann sich aber nicht auf einen Nachfol-

ger verständigen. Und die LINKE will al-
les gleichzeitig und noch etwas mehr als 
die anderen Fraktionen.

Verwaltung statt 
Gestaltung
Die Entscheidung für Herrn Hirschler 
als Staatssekretär unterstreicht: Es geht 
unter Frau Henzler im Kultusministeri-
um nicht um die besten pädagogischen 
Konzepte. Bürokraten und Haushälter 
haben das Kommando übernommen. 
Selbst das im Landtag breit getragene 
Projekt der selbständigen Schulen ist un-
ter Frau Henzler zu einem Verwaltungs-
akt verkommen. 
Es gibt auch im Bildungsbereich kei-
nen Grund, Steuergeld ineffizient aus-
zugeben. Wer aber wie Schwarz-Gelb 
Bildungspolitik zuerst mit dem Rotstift 
denkt, muss scheitern. Wir GRÜNE treten 
bei der Reform der Staatlichen Schuläm-
ter beispielsweise für eine weitgehende 
Kommunalisierung statt der geplanten 
Zentralisierung ein. Das würde die Ar-
beit von kommunalen und staatlichen 

Schulämtern zusammenführen, und so 
die Arbeit der Schulen erleichtern. Selbst 
die ‚Inklusion‘ von Kindern mit Behinde-
rung in der Regelschule macht Schwarz-
Gelb zu einem Sparprogramm.

Ideologie statt Respekt vor 
dem Elternwillen
Mit dem Festhalten an einem strikt 
gegliederten Schulwesen ignoriert 
Schwarz-Gelb den Wunsch vieler Eltern 
nach Wahlfreiheit über das pädagogi-
sche Konzept in der Mittelstufe. Immer 
mehr Bundesländer – auch unter CDU-
Führung – haben erkannt, dass man in 
der Bildungspolitik die eigene Ideologie 
nicht mit dem Gesetzblatt durchsetzen 
sollte, nicht so Schwarz-Gelb in Hessen. 
Wir stehen für Wahlfreiheit in einem 
Zwei-Säulen-Schulmodell aus Gym-
nasien mit G8 auf der einen und einer 
weiteren leistungsfähigen Schulform mit 
längerem gemeinsamen Lernen und G9 
auf der anderen Seite.
Weitere Informationen und Kontakt:

http://gruenlink.de/2fw

Fünf Oppositionsparteien gegen Kultusministerin

Aufklärung hatten wir gefordert, 
Schweigen erhalten. Wir wollten wissen, 
ob Regierungssprecher Michael Bußer 
(CDU) und Ministerpräsident Volker 
Bouffier (CDU) ihren persönlichen Ein-
fluss geltend gemacht haben, um einem 
Parteifreund aus Seligenstadt steuerfi-
nanzierte Landesaufträge zukommen zu 
lassen. Uns liegen Unterlagen vor, die 
diesen Verdacht auf „schwarzen Filz in 
der Landesregierung“ aufkommen las-
sen. 
Im Jahr 2008 hat der damalige Bür-
germeisterkandidat der Seligenstädter 
CDU, Dr. Richard Georgi, Aufträge für 
Digitalfunkprojekte des Landes in Höhe 
von mehreren hunderttausend Euro er-
halten, von denen der Gutachter der 
Landesregierung selbst bereits im ver-
gangenen Jahr auf Nachfrage der GRÜ-

NEN festgestellt hatte, dass sie verga-
berechtswidrig erteilt worden sind. Mit 
oder ohne dem Wissen Bouffiers und 
Bußers? Mit oder ohne deren Unterstüt-
zung?

WUSSTE BOUFFIER BESCHEID?
Ein Mitarbeiter des Hessischen Innen-
ministeriums sah sich am 14. November 
2008 veranlasst, in einer E-Mail direkt 
gegenüber Herrn Bußer zu rechtferti-
gen, warum die Auftragsvergabe an 
Herrn Georgi nicht innerhalb weniger 
Tage abgeschlossen werden konnte. Im 
gleichen Schreiben wird angeregt, den 
bereits gefertigten Vergabevermerk „zur 
Beschleunigung des Prozesses“ dem da-
maligen Innenminister Bouffier (CDU) 
vorzulegen. Bereits in einem Schreiben 
vom 10. November 2008 hatte es ge-

heißen, die Vorlage sei „auf Weisung 
von Herrn Minister erstellt und beson-
ders eilbedürftig“. Dann sei die HZD als 
Vergabestelle mit den Worten „m.d.B. 
um unmittelbare persönliche Förderung 
zur Realisierung (noch heute)“ und dem 
Hinweis „die mündliche Billigung von 
Herrn Minister zum Abschluss des Ver-
trages ist gegeben“ praktisch nur noch 
angewiesen worden, den Vorgang um-
zusetzen.
Aber auch der vorliegende Schriftver-
kehr hilft dem Gedächtnis der Landes-
regierung leider nicht auf die Sprünge. 
Erinnerungslücken und Ausweichmanö-
ver – die Landesregierung kann den Ver-
dacht auf Verfilzungen nicht annähernd 
ausräumen.
Weitere Informationen und Kontakt:

http://gruenlink.de/2ft

SCHWARZER FILZ IN HESSEN

Frau Henzler muss Nachsitzen
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BIBLIS-ABSCHALTPARTY – ÜBER 30 JAHRE ARBEIT HABEN SICH GELOHNT
Am 7. November haben wir eine Biblis-Abschaltparty in Wiesbaden gefeiert. Es waren neben vielen Weggefährten aus 30 Jahren auch die 
Bundesvorsitzende Claudia Roth und der ehemalige Umweltstaatssekretär in Hessen und im Bund Rainer Baake zu Gast.

Bilder und Videos auch auf gruene-hessen.de 
und im Kanal GRÜNE Hessen (youtube.com)

Fotos: Helmut Seuffert, Frankfurt

Neuverschuldung reduzieren, Zukunft-
schancen Hessens in den Bereichen 
Bildung, Umwelt und Soziales wahren 
sowie staatliche Aufgaben effizienter 
gestalten – das sind die Schwerpunkte 
unserer Vorschläge zur Sanierung 
des Landeshaushaltes. Wir kritisieren 
Schwarz-Gelb dafür, dass der hessische 
Schuldenberg trotz großer Ankündi-
gungen von Konsolidierung und Spar-
samkeit sowie steigender Steuereinnah-
men um 1,5 Milliarden Euro erhöht wird 
– es ginge auch anders:
Wir GRÜNE schlagen Einsparungen von 
ca. 312 Millionen Euro, Rücklagenauf-
lösungen von 250 Millionen Euro und 
Mehreinnahmen von 210 Millionen 
Euro vor. Nach Abzug der vorgeschla-
genen Mehrausgaben von ca. 232 Milli-
onen Euro ergäbe sich eine um 540 Mil-
lionen Euro reduzierte Neuverschuldung 

im Jahr 2012. Der Abbau staatlicher 
Ausgaben muss bei den Subventionen 
beginnen. Wir schlagen vor, zahlreiche 
Finanzhilfen bis 2020 um durchschnitt-
lich 30 Prozent zu vermindern. Zuschus-
sprogramme sollen durch Förderkredite 
ersetzt werden. Ein weiterer Vorschlag 
ist, Regierungspräsidien und Landkreise 
zu einer Verwaltungsebene, den Regio-
nalkreisen, zusammenzufassen. 

Zukunftschancen wahren
Wir wollen zusätzliches Geld für Bildung 
bereitstellen, um für ausreichende Zu-
kunftsinvestitionen zu sorgen. Unter an-
derem wollen wir die Kürzung der 1000 
Stellen für Lehramtsreferendare voll-
ständig zurücknehmen und allein dafür 
18 Millionen Euro einsetzen. 
Weitere Investitionen sehen wir für 
die Umwelt und Soziales vor: Um den 

Umbau der Energieversorgung zu be-
schleunigen, wollen wir zusätzlich 36 
Millionen Euro im Landeshaushalt be-
reitstellen. Insgesamt soll das Budget für 
Umwelt, Verkehr und Nachhaltigkeit um 
über 100 Millionen Euro wachsen. Inve-
stitionen im Sozialbereich sollen in erster 
Linie dem Ausbau der Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten zu Gute kommen.
Nach unserer Überzeugung können Ein-
sparungen und Effizienzsteigerungen 
nur gemeinsam mit Einnahmeverbesse-
rungen zu einem ausgeglichenen Haus-
halt 2020 führen. Das Land kann eigen-
verantwortlich die Grunderwerbsteuer 
von 3,5 Prozent auf 4,5 Prozent anhe-
ben, einen Wassercent einführen sowie 
Betriebsprüfungen und Steuerfahndung 
intensivieren. 
Weitere Informationen und Kontakt:

http://gruenlink.de/2gb

SCHULDENBERG IN HESSEN WIRD ERNEUT HÖHER

http://www.gruene-hessen.de
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VERGABERECHT
Angesichts der Vielzahl an rechtswidrigen 
Vergaben im Verantwortungsbereich der 
Landesregierung haben wir im Rahmen 
einer Veranstaltung am 31. Oktober „Ver-
gaberecht – Fair und transparent“ mit Ex-
pertinnen und Experten diskutiert, wie ein 
faires und transparentes Vergaberecht aus-
sehen kann. Die komplizierte Materie wur-
de kontrovers diskutiert und wir konnten 
viele Informationen und Anregungen für 
die künftige Arbeit in diesem Bereich mit-
nehmen. Wir bleiben an dem Thema dran. 

Flüchtlingsschutz
Bei einer weiteren Veranstaltung haben wir, 
anlässlich von 60 Jahren Genfer Flüchtlings-
konvention, in einem öffentlichen Fachge-
spräch in Frankfurt am Main mit ausgewie-
senen Experten die arabischen Umbrüche 
politisch analysiert und über die Frage dis-
kutiert, welche Herausforderungen auf die 
europäische, Bundes- und Landesebene 
im Sinne einer verantwortungsbewussten 
Flüchtlingsschutzpolitik zukommen werden. 
Mit dabei war unter anderem auch Tom Ko-

enigs (GRÜNE, MdB aus Hessen), der ins-
besondere auf die Problematik des Flücht-
lingsschutzes in Südeuropa einging.    

Kino Digital
Zurzeit stehen alle hessischen Kinos vor der 
Herausforderung, von der analogen Film-
vorführtechnik auf digitale Technik umstel-
len zu müssen. Sie sind dazu gezwungen, 
weil sie sonst keine neuen Filme mehr von 
den Verleihern angeboten bekommen. Die 
Kosten sind gerade für die kleineren Pro-
grammkinos trotz der Förderprogramme 
kaum zu leisten. Zudem gibt es zahlreiche 
offene Fragen: Wie lange hält die neue 
Technik und wann muss wieder aufgerüstet 
werden? Ist ein neues Konzept nötig, um 
ein Kino am Leben zu erhalten? Diese und 
weitere Fragen haben wir mit hessischen 
Kinobetreibern, dem Film- und Kinobüro 
Hessen und dem Verband der Filmverleiher 
bei einer Diskussionsveranstaltung disku-
tiert.

Personalien
Leider hat uns unsere langjährige Referen-
tin für die Bereiche Umwelt, Verbraucher-
schutz, ländlicher Raum und Gentechnik, 

Andrea Werner in Richtung Umweltministe-
rium in Mainz verlassen. Ihre Nachfolge hat 
am 1. Oktober Anke Pavlicek angetreten. 
Unsere Mitarbeiterin Tamina Schilling ist 
vom Bereich Sachbearbeitung zum Vor-
standsreferat gewechselt und damit die 
Nachfolge von Walter Stern angetreten, der 
ebenfalls in die Rheinland-Plälzische Lan-
deshauptstadt gewechselt ist. Ihre Nachfol-
ge hat Hila Hossain angetreten.
Allen neuen und alten Mitarbeitern wün-
schen wir viel Freude und Erfolg bei ihren 
neuen Aufgaben.
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KURZ NOTIERT

Neonazi-Terror: Aufklärung und Prävention
Wir sind betroffen und beschämt, wenn 
wir hören, dass es Deutschland rechts-
extremistischen Terrorismus gibt. Wir 
gedenken der Toten und trauern mit 
den Angehörigen. Sie haben Menschen 
verloren und mussten jahrelang mit der 
Ungewissheit leben, wer für diese Taten 
verantwortlich ist und warum die Täter 
das getan haben. Es war ein richtiges 
Zeichen, dass wir diese Taten im Land-
tag fraktionsübergreifend verurteilt ha-
ben und den Angehörigen unser Beileid 
ausgesprochen haben. Es muss immer 
deutlich sein: Für Nazis gibt es bei uns 
keinen Platz.

Nicht ZuM ALLTAG ÜBER-
GEHEN
Was jetzt nicht geschehen darf, ist, 
dass es nach diesen Taten bei einem 
kurzen Aufschrei bleibt und dann 
alle wieder zum Alltag übergehen. 
Es muss alles getan werden, damit 

die Neonazi-Morde aufgeklärt werden. 
Dazu müssen Bundes- und Landesbe-
hörden jetzt zusammenarbeiten, unab-
hängig davon, welche etwaigen Fehler 
oder Versäumnisse bei ihnen aufgedeckt 
werden könnten. Die staatlichen Or-
gane haben eklatante Fehler gemacht, 
das ist sicher. 

Verfassungsschutz unter 
die Lupe nehmen
Z u r Aufklärung dieser Fehler gehört 

natürlich auch, dass die Bun-
desanwaltschaft die Ar-

beit des hessischen 
Verfassungsschut-
zes bewertet. Wir 

unterstützen diese 
Ermittlungen und 

erwarten das gleiche 
auch von der Landes-

regierung. Jedes andere 
Verhalten wirft die Frage 

auf, ob hessische Behörden etwas zu 
verbergen haben.

PRÄVENTION STÄRKEN
Ein weiterer Punkt neben der Aufklärung 
der rechtsextremistischen Mordserie, ist 
die Extremismusprävention, die  in Hes-
sen weiter ausgebaut werden muss – das 
fordern wir GRÜNE schon seit Jahren. 
Wir hoffen, dass uns Schwarz-Gelb die-
ses Mal bei diesem Anliegen folgt und 
wir mit einer breiten Mehrheit die Mittel 
für Extremismusprävention im Haushalt 
deutlich aufstocken können. Es gibt in 
Hessen bereits viele gute Projekte aber 
wir müssen noch früher ansetzen und 
dafür sorgen, dass junge Menschen in 
Hessen gar nicht erst in die rechte Ecke 
abdriften.

Weitere Informationen und Kontakt:
http://gruenlink.de/2h7

http://www.gruene-hessen.de
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